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Richtlinie für die Gewährung finanzieller Zuwendungen zur Förderung des Schul- und 
Sporthallenbaus (Schulbauförderrichtlinie – SchulBauFR) 
 
1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen 
 
Der Freistaat Thüringen gewährt den Schulträgern im Rahmen der im Haushaltsplan veran-
schlagten Mittel Zuwendungen für Schulbauvorhaben an allgemein bildenden und berufsbil-
denden Schulen. 
 
Die Förderung erfolgt nach Maßgabe dieser Richtlinie sowie folgender weiterer Rechtsgrund-
lagen: 

- Thüringer Gesetz über die Finanzierung der staatlichen Schulen (ThürSchFG) vom 30. 
April 2003 (GVBl. S. 258) in der jeweils geltenden Fassung, 

- Thüringer Gesetz über Schulen in freier Trägerschaft (ThürSchfTG) vom 20. Dezember 
2010 (GVBl. S. 522) in der jeweils geltenden Fassung, 

- Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetz (ThürVwVfG) vom 1. Dezember 2014 (GVBl. 
S. 685) in der jeweils geltenden Fassung, 

- Thüringer Landeshaushaltsordnung (ThürLHO) vom 19. September 2000 (GVBl. S. 
282) in der jeweils geltenden Fassung, 

- Verwaltungsvorschriften zur ThürLHO in der jeweils geltenden Fassung, insbesondere 
zu den §§ 23 und 44. 

 
Ein Rechtsanspruch auf Förderung besteht nicht. Die Bewilligungsbehörde entscheidet viel-
mehr nach pflichtgemäßem Ermessen und im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 
 
Das Ziel der Förderung besteht darin, die Schulträger der allgemein bildenden und berufsbil-
denden Schulen des Freistaats Thüringens bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben aus § 13 
Abs. 2 Satz 1 des Thüringer Schulgesetzes zu unterstützen sowie notwendige Investitionen 
anzustoßen. Dabei sind die demografischen Auswirkungen auf die Schulstandorte und die 
Umsetzung der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen gemäß 
dem Thüringer Entwicklungsplan Inklusion vom 9. Juli 2013 zu berücksichtigen. Auf diesem 
Wege sollen die Schulgebäude in einen baulichen Zustand versetzt werden, der den Anfor-
derungen eines zukunftsfähigen und inklusiven Bildungswesens gerecht wird. 
 
Zur Bewertung der Zielerreichung werden die Zielindikatoren „Anzahl modernisierter Schul-
plätze“, „Anzahl neu geschaffener Schulplätze“ und „Höhe der durch den Fördermitteleinsatz 
angestoßenen Investitionen aus Eigenmitteln der Schulträger“ festgelegt. 
 
 
2. Gegenstand der Förderung 
 

- Sanierung, Umbau und Erweiterung eines Schulgebäudes oder einer Schulsporthalle, 
sofern die zuwendungsfähigen Ausgaben mindestens 150.000 Euro bei staatlichen und 
50.000 Euro bei freien Schulen betragen 

- Neubau eines Schulgebäudes oder einer Schulsporthalle 

- Sanierung, Umbau, Erweiterung und Neubau von Bestandteilen eines Schullandheims, 
die Unterrichtszwecken dienen, sowie von Schulinternaten, sofern diese für den Betrieb 
der Schule erforderlich sind 

- Sanierung von Umkleide- und Sanitärgebäuden an Außensportanlagen, sofern diese 
schulsportlich genutzt werden  

- Erwerb eines Gebäudes, das zur Nutzung als Schulgebäude oder Schulsporthalle be-
stimmt und geeignet ist  
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3. Zuwendungsempfänger 
 
Zuwendungsempfänger sind die Schulträger der allgemein bildenden und berufsbildenden 
Schulen in staatlicher oder freier Trägerschaft sowie die gemeinnützigen Träger von Schul-
landheimen. 
 
 
4. Zuwendungsvoraussetzungen 
 
Voraussetzung der Förderung nach dieser Richtlinie ist das Vorliegen eines erheblichen 
Landesinteresses an der Erfüllung des beabsichtigten Zuwendungszwecks. Bei der Beurtei-
lung des erheblichen Landesinteresses sind insbesondere folgende Grundsätze zu beach-
ten: 

- Investitionen an staatlichen Schulen können nur gefördert werden, wenn der langfristi-
ge Bestand des jeweiligen Schulstandortes nachweislich im genehmigten Schulnetz-
plan einschließlich seiner Fortschreibungen vorgesehen ist und er den jeweils gelten-
den Verordnungen und Richtlinien entspricht.  

- Angesichts des im Vergleich zur Nutzungsdauer von Gebäuden deutlich kürzeren Pla-
nungszeitraums der Schulnetzplanung muss im Sinne einer nachhaltigen Wirkung der 
Förderung die der Investition zugrunde liegende Auslastung des Schulstandortes für 
die Dauer der zeitlichen Zweckbindung sichergestellt sein.  

- Mit den bereitgestellten Mitteln sollen vorrangig bestehende Schulstandorte baulich 
hergerichtet werden. Neubauten, die zu einer Kapazitätserweiterung bei den betroffe-
nen Schularten führen, sind regelmäßig nur dann förderwürdig, wenn der Schulträger 
einen begründeten Mehrbedarf nachweist.  

- Im Interesse der Nachhaltigkeit wird eine umfassende bauliche Ertüchtigung von 
Schulstandorten unter Berücksichtigung der standortbezogenen Anforderungen an ei-
ne inklusive Beschulung angestrebt. Daher sind Teilsanierungen an Schulen, in deren 
Ergebnis weiterer Investitionsbedarf fortbestehen bleibt, möglichst zu vermeiden. Die 
Bildung von Bauabschnitten auf der Basis einer baulichen Gesamtplanung ist möglich. 

- Die regionalen Unterschiede bei der Beschulung von Kindern und Jugendlichen mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf im Gemeinsamen Unterricht und beim Stand der 
Umsetzung des Thüringer Entwicklungsplans Inklusion für Schüler und Lehrer sollen 
gemildert werden.  

- Den Vorhaben an Schulen, für die Mittel des Europäischen Fonds für Regionale Ent-
wicklung (EFRE) zur Verbesserung der Energieeffizienz bereitgestellt werden, wird bei 
ergänzenden Sanierungsmaßnahmen Vorrang eingeräumt. 

- Vorhaben an berufsbildenden Schulen werden nur in Ausnahmefällen berücksichtigt. 
 
Zuwendungen können nur für solche Vorhaben bewilligt werden, mit deren Durchführung 
zum Zeitpunkt der Bewilligung noch nicht begonnen wurde. Vorhabenbeginn ist grundsätz-
lich der Abschluss eines dem Vorhaben zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertra-
ges. Planungsleistungen, Bodenuntersuchungen und Grunderwerb gelten nicht als Beginn 
des Vorhabens, es sei denn, sie sind alleiniger Zweck der Zuwendung. 
 
Die allgemeinen zuwendungsrechtlichen Voraussetzungen gemäß §§ 23 und 44 ThürLHO 
bleiben unberührt. 
 
Bei der Planung und dem Bau von Schulen sind die Schulbauempfehlungen für den Freistaat 
Thüringen mit Raumprogrammempfehlungen für allgemein bildende Schulen in der jeweils 
geltenden Fassung zu beachten. 
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Vom Antragsteller ist nachzuweisen, dass er die Folgekosten für den Unterhalt des nach 
dieser Richtlinie geförderten Schulgebäudes für die Dauer der zeitlichen Zweckbindung ge-
mäß Nummer 7.2 aufbringen kann.  
 
 
5. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 
 
5.1 Die Zuwendung wird als Projektförderung in Form eines nicht rückzahlbaren Zuschusses 

im Wege einer Festbetragsfinanzierung gewährt und beträgt 66 ²/3 vom Hundert der  
zuwendungsfähigen Kosten. Sofern die energetischen Standards nach Nummer 6  
Absatz 2 dieser Richtlinie erfüllt werden, erhöht sich der Zuschuss auf 80 vom Hundert 
der zuwendungsfähigen Kosten.  
 
Die Zuwendung nach Absatz 1 darf für einzelne Schulstandorte – auch wenn die bauli-
che Herrichtung in mehreren Bauabschnitten erfolgt – einen Betrag von insgesamt 
5.000.000 Euro nicht übersteigen. Bei Vorhaben nach Absatz 1 Satz 2 kann das  
Thüringer Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft hiervon Ausnahmen zulassen. 

 
5.2 Als zuwendungsfähig gelten alle im Zusammenhang mit einem Vorhaben entstehenden 

und als angemessen anerkannten Kosten, sofern eine Förderung nicht nach Nummer 
5.3 dieser Richtlinie eingeschränkt oder ausgeschlossen wird. 

 
5.3 Von der Förderung sind grundsätzlich ausgeschlossen: 

- Erwerbskosten für Grund und Boden sowie damit verbundene Nebenkosten (Kosten-
gruppe 100 lt. DIN 276-1) 

- Kosten für öffentliche Erschließung, Ausgleichsabgaben und Übergangsmaßnahmen 
(Kostengruppen 220, 240 und 250 lt. DIN 276-1) 

- Kosten für Sportplatzflächen (Kostengruppe 525 lt. DIN 276-1) 

- Kosten für die Erstellung von PKW-Stellplätzen (Kostengruppe 524 lt. DIN 276-1), mit 
Ausnahme der nach der Thüringer Bauordnung erforderlichen Mindestanzahl behinder-
tengerechter PKW-Stellplätze 

- Kosten für allgemeine und besondere Ausstattung (Kostengruppen 611 und 612 lt. DIN 
276-1), sofern es sich nicht um die Erstausstattung neu geschaffener Räume oder 
Raumfunktionen beziehungsweise um behinderungsspezifische Ausstattung handelt 

- Baunebenkosten (Kostengruppe 700 lt. DIN 276-1), soweit sie 15 vom Hundert der 
Kosten in den Kostengruppen 200 bis 600 übersteigen  

- Umsatzsteuer, sofern der Antragsteller zum Vorsteuerabzug berechtigt ist 

- Kosten für Rechtsberatung und Rechtsbeistand sowie Finanzierungskosten 

- Kosten für Instandhaltungsmaßnahmen (§ 2 Absatz 9 HOAI) 
 
5.4 Unentgeltliche Arbeitsleistungen können, soweit sie bautechnisch nach Art und Umfang 

vertretbar sind, als Eigenanteil an der Finanzierung anerkannt werden. Diese sollen 
30 vom Hundert der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben nicht überschreiten. Art, Um-
fang und Wert der unentgeltlichen Arbeitsleistungen sind im Antrag auszuweisen und 
durch einen bauleitenden Architekten oder einen anderen Bausachverständigen zu be-
stätigen.  
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6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
 
Zuwendungen nach dieser Richtlinie werden grundsätzlich nur gewährt, wenn die Belange 
von Menschen mit Behinderungen sowie die Anforderungen an die Herstellung der Barriere-
freiheit gemäß § 10 des Thüringer Gesetzes zur Gleichstellung und Verbesserung der In-
tegration von Menschen mit Behinderungen (ThürGIG) vom 16. Dezember 2005 (GVBl. S. 
383) in der jeweils geltenden Fassung beachtet wurden. Bei kleinen Sanierungsvorhaben 
kann im Einzelfall hiervon abgesehen werden, wenn die Herstellung der Barrierefreiheit ei-
nen unverhältnismäßigen Mehraufwand erfordern würde. 
 
Mit der Förderung soll zugleich ein Beitrag zum Klimaschutz geleistet werden. Daher wird bei 
Neubauten ein CO2-neutraler Primärenergiebedarf angestrebt. Dieser ist dadurch gekenn-
zeichnet, dass ein Gebäude gleich viel oder mehr regenerative Energie in räumlicher Nähe 
erzeugt als verbraucht. Bei Vollsanierungen wird ein Primärenergiebedarf angestrebt, wel-
cher 40 vom Hundert unter der jeweils aktuellen Energieeinsparverordnung (EnEV) bleibt. 

 
Bei Sanierungen, Umbauten und Erweiterungsbauten mit einem Gesamtinvestitionsvolumen 
von mehr als 2.500.000 Euro sowie bei Neubauten ist für das gesamte Schulgebäude ein 
Amokwarnsystem zu schaffen. 
 
Sofern es sich bei dem beabsichtigten Vorhaben um den Erwerb eines Schulgebäudes oder 
einer Schulsporthalle handelt, sind die Erwerbskosten des Gebäudes durch ein Verkehrs-
wertgutachten festzustellen und von den Erwerbskosten für den Grund und Boden abzu-
grenzen. Dieses Gutachten ist durch einen öffentlich bestellten Sachverständigen für Mieten, 
Pachten und Bewertung bebauter und unbebauter Grundstücke erstellen zu lassen.  
 
 
7. Verfahren 
 
7.1 Antragsverfahren 
 
Die Gewährung einer Zuwendung erfolgt in einem zweistufigen Verfahren. 
 
Bis zum 30. Juni des laufenden Jahres sind die für das Folgejahr beabsichtigten, nach Priori-
tät eingestuften Vorhaben bei dem Thüringer Ministerium für Infrastruktur und Landwirt-
schaft, Werner-Seelenbinder-Straße 8 in 99096 Erfurt zur Förderung anzumelden.  
 
Dieser Vorhabenanmeldung sind folgende Unterlagen beizufügen: 

- Ausführliche Begründung der Notwendigkeit des Vorhabens unter Einbeziehung der demo-
grafischen Entwicklung am Schulstandort. Diese muss schlüssig darlegen, wie der Schul-
träger die Auslastung des Schulstandortes für die Dauer der zeitlichen Zweckbindung der 
beantragten Investition (Nummer 7.2) sicherstellen wird. 

- Auszug aus dem aktuellen, genehmigten Schulnetzplan – Schülerzahlprognose für den 
Zeitraum der zeitlichen Zweckbindung einer möglichen Zuwendung 

- Darstellung der voraussichtlichen Kosten des Vorhabens sowie der hierfür vorgesehenen 
Finanzierung 

- Prioritätenliste, sofern mehr als ein Vorhaben zur Förderung angemeldet wird 
 
Die Programmaufstellung für das jeweilige Förderjahr erfolgt durch das Thüringer Ministeri-
um für Infrastruktur und Landwirtschaft auf der Grundlage der eingereichten Vorhabenan-
meldungen unter Beachtung der unter Nummer 4 Absatz 1 dieser Richtlinie aufgeführten 
Grundsätze.  
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Das Ergebnis der Programmaufstellung dient der Bewilligungsbehörde als Grundlage der 
Förderung. Bewilligungsbehörde ist das Landesamt für Bau und Verkehr, Hallesche Straße 
15 in 99085 Erfurt. 
 
Die Bewilligungsbehörde fordert die Schulträger zur Abgabe eines schriftlichen Zuwen-
dungsantrages für alle in der Programmaufstellung berücksichtigten Projekte auf.  
 
Dem Zuwendungsantrag sind folgende Unterlagen beizufügen: 

- Baugenehmigung beziehungsweise Erklärung der Bauaufsichtsbehörde über die Genehmi-
gungsfähigkeit des Vorhabens 

- Stellungnahme der zuständigen Rechtsaufsichtsbehörde über die Vereinbarkeit des Vorha-
bens mit der dauernden finanziellen Leistungsfähigkeit (staatliche Schulträger) oder Liquidi-
tätsnachweis über die erforderlichen Eigenmittel (freie Schulträger) 

- Stellungnahme des zuständigen kommunalen Behindertenbeauftragten  

- Baubeschluss des zuständigen Organs des Antragstellers 

- Baubeschreibung mit detaillierter fachlicher Darstellung der beabsichtigten Bauleistungen 

- Energiekonzept (für Vorhaben nach Nummer 5.1 Absatz 1 Satz 2) 

- Planungs- und Kostendatenblatt 

- Kostenberechnung nach DIN 276-1 

- Raumprogramm mit Zuordnung zu den Flächenarten gemäß DIN 277 

- Einzelnachweis der Kosten für bewegliche Ausstattung, getrennt nach beweglichem Gerät, 
Möbeln und Textilien 

- Lageplan (im Maßstab von mindestens 1 : 1.000) 

- Amtlicher Katasterplanauszug mit eingetragenem Baukörper 

- Entwurfszeichnungen (im Maßstab 1 : 100) 

- Bauzeitenplan 

- Grundbuchauszug, Erbbaurechtsvertrag bzw. Nachweis eines sonstigen gesicherten Nut-
zungsrechts für die Dauer der zeitlichen Zweckbindung gemäß Nummer 7.2 

- Finanzierungsplan  

 
Die Bewilligungsbehörde kann bei Bedarf weitere Unterlagen anfordern, wenn dies für die 
Prüfung des Antrages erforderlich ist. 
 
 
7.2 Bewilligungsverfahren, Anforderungs- und Auszahlungsverfahren  
 
Über die Gewährung der Zuwendung entscheidet die Bewilligungsbehörde mit schriftlichem 
Bescheid. In diesem wird die zeitliche Zweckbindung der Investition bei Neubauvorhaben auf 
25 Jahre sowie in allen übrigen Fällen auf 15 Jahre ab Abschluss des Bauvorhabens festge-
setzt. Die aus Zuwendungsmitteln erworbenen beweglichen Ausstattungsgegenstände sind 
10 Jahre für den Zuwendungszweck zu verwenden. 
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Die Auszahlung der Mittel erfolgt auf Anforderung des Zuwendungsempfängers nach Bau-
fortschritt anhand der entstandenen sowie für die folgenden zwei Monate prognostizierten 
zuwendungsfähigen Ausgaben. 
 
 
7.3  Verwendungsnachweisverfahren/Controlling 
 
Der Zuwendungsempfänger hat die zweckentsprechende Verwendung gegenüber der Bewil-
ligungsbehörde durch Vorlage eines Verwendungsnachweises gemäß ANBest-Gk bzw.  
ANBest-P zu belegen.  
 
Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Belege und sonstige Geschäftsunterlagen 
anzufordern, zu prüfen sowie die Verwendung der Zuwendung durch örtliche Erhebungen zu 
prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Von elektronischen Belegarchivierungssys-
temen reproduzierte Belege gelten als Originalbelege, soweit sie die Finanzverwaltung im 
Sinne von § 147 Abgabenordnung anerkennt. Hiervon bleiben die Prüfungsrechte des Thü-
ringer Rechnungshofs nach § 91 ThürLHO unberührt. Der Zuwendungsempfänger ist ver-
pflichtet, an den Prüfungen mitzuwirken. 
 
Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, der Bewilligungsbehörde bis zum Ablauf der 
Zweckbindungsfrist auf Anforderung Auskunft über die Betreibung und Nutzung der geförder-
ten Objekte zu erteilen.  
 
Die nach dieser Richtlinie geförderten Vorhaben werden durch den Zuwendungsgeber einer 
Zielerreichungskontrolle (Controlling) gemäß den Verwaltungsvorschriften zu § 23 ThürLHO 
unterzogen. 
 
 
7.4 Zu beachtende Vorschriften 
 
Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nachweis 
und die Prüfung der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung des Zu-
wendungsbescheides und eine Rückforderung der gewährten Zuwendung gelten die Verwal-
tungsvorschriften zu § 44 ThürLHO sowie die §§ 48, 49 und 49a ThürVwVfG, soweit nicht in 
dieser Förderrichtlinie Abweichungen zugelassen worden sind. 
 
 
8. Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsregelungen 
 
Diese Richtlinie tritt am 1. November 2015 in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2019 
außer Kraft. 
 
Die Aufgaben der Bewilligungsbehörde werden im Jahr 2015 durch das Thüringer Ministeri-
um für Infrastruktur und Landwirtschaft wahrgenommen. 
 
 
 
Erfurt, den 20. November 2015 
 
 
 
 
Birgit Keller 
Ministerin für Infrastruktur und Landwirtschaft  


